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INITIATIVE FÜR DEMOKRATIE & VIELFALT  
POPPENBÜTTEL BLEIBT BUNT 

Wir freuen uns über ein vom Assad-Regime befreites Syrien 
Wir hoffen auf Demokratie und Einhaltung der Menschenrechte 

 – Wir brauchen mehr Sachlichkeit und Zurückhaltung in der Migrationsdebatte - 

Wir begrüßen den Fall des syrischen Diktators Baschar-Al-Assad. Damit ist hoffentlich 
der Weg frei für die Wiederherstellung der Menschenrechte und den Aufbau eines 
demokratischen Regierungssystems in Syrien, die das friedliche Zusammenleben aller 
Gruppen im Land ermöglicht. 

Wir teilen mit vielen Geflüchteten und den Menschen in Syrien die Freude über das Ende 
eines unmenschlichen Regierungssystems. Wir dürfen das Leid und die Opfer, die der 
Bürgerkrieg in Syrien hinterlassen hat, nicht vergessen. Viele Geflüchtete machen sich 
aber auch Sorgen über den weiteren politischen Weg zum Frieden und zur Demokratie in 
Syrien. Noch kann niemand abschließend beurteilen, wie die Situation in Syrien sich 
weiter entwickeln wird. 

Die demokratischen Kräfte brauchen die Unterstützung der Politik, auch der 
Bundesregierung, um den Weg zum Frieden auch wirklich mit Erfolg zu Ende gehen zu 
können. Nicht hilfreich ist es, wenn Politiker und Politikerinnen in Deutschland die 
unklare Situation in Syrien populistisch dazu missbrauchen, ihre Ansichten zur 
Migrationsdebatte mit Forderungen nach Abschiebung, Rückführung, der Menschen 
nach Syrien zu unterstreichen und damit bei den Geflüchteten unnötig Ängste schüren. 
Viele Geflüchtete haben sich auch aufgrund der Unterstützung von ehrenamtlichen 
Vereinen und Organisationen in Deutschland integriert. 

Wir setzen uns dafür ein, dass die Rechte Geflüchteter aus Syrien respektiert werden. Es 
bleibt abzuwarten, wie sich die Situation in Syrien entwickelt. Es ist ein Land, das unter 
der Diktatur und dem Terror der gestürzten Machthaber viel Leid erfahren hat. Die 
Entwicklung in Syrien darf nicht dazu ausgenutzt werden, Migration als 
Wahlkampfthema zu behandeln. 

 


